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Um genügend Unterkunftsplätze zu haben und dadurch die Bearbeitungsfristen zu verkürzen und 

die sofortige Zuteilung der Asylsuchenden an die Kantone nach Beendigung des Meldeverfahrens 

zu verhindern, plant der Bund, die Asylsuchenden kurzzeitig in bundeseigenen Unterkünften, 

namentlich in Militäranlagen, unterzubringen. 

Der Bund hat eine Task Force ins Leben gerufen, die eine Liste aller Gelände des Bundes, erstellt 

die für die Aufnahme von Asylsuchenden in Frage kämen, und mit den Kantonen und den 

Gemeinden über eine mögliche Nutzung einer Militäranlage zur kurz- oder mittelfristigen 

Aufnahme von Asylsuchenden verhandeln soll. Die Beurteilung der Standorte ist derzeit im Gange. 

Die Sicherheits- und Justizdirektion (SJD) und die Direktion für Gesundheit und Soziales (GSD) 

sind gemeinsam mit dem Kommandanten der Territorialregion 1 an dieser Beurteilung beteiligt. 

2. Inwieweit wurde der Staatsrat in Bezug auf die mögliche Eröffnung einer Asylunterkunft im 

Saanebezirk, in Grolley, zu Rate gezogen? 

Am 5. Juli 2011 hat das Bundesamt für Migration (BFM) einen Brief an den Staatsrat des Kantons 

Freiburg gerichtet; darin bat es um eine Bewilligung für die vorübergehende Aufnahme von 160 bis 

180 Asylsuchenden in der Kaserne Grolley ab Ende 2011. Angesichts des starken Anstiegs der 

Asylgesuche musste das BFM in der Schweiz nämlich 2000 zusätzliche Unterbringungsplätze 

schaffen. 

Bei der Prüfung dieses Gesuchs präzisierte die SJD, dass die Truppenunterkunft in Grolley nicht 

dem Kanton Freiburg gehört. Ausserdem erwähnte sie, dass die besagten Räumlichkeiten für die 

Dauer der Renovation des Logistikzentrums Grolley von dessen Verwaltung genutzt werden kann 

und dieses deshalb einen negativen Vorbescheid gegeben hatte. Folglich hat der Staatsrat das 

Gesuch des BFM abgelehnt. 

3. Findet der Staatsrat, dass sich der Waffenplatz Grolley für die Aufnahme einer solchen 

Unterkunft eignet? 

Der Staatsrat ist eindeutig gegen eine Nutzung der Truppenunterkunft für die Unterbringung von 

Asylsuchenden, namentlich aus den zuvor aufgeführten Gründen. Auf Gesuch des Bundes ist der 

Staatsrat indes bereit zu prüfen, ob andere Standorte in Frage kommen würden.  

4. Wie hoch ist derzeit der Prozentsatz der Asylsuchenden im Saanebezirk und wie hoch wäre er 

im Falle einer Eröffnung einer Asylunterkunft in Grolley? 

Am 30. April 2012 betrug der Anteil der Asylsuchenden im Saanebezirk 56,82 %, was 829 von 

insgesamt 1459 Asylsuchenden im Kanton entspricht.  

Der Anteil der Asylsuchenden im Falle einer Eröffnung einer eidgenössischen Asylunterkunft in 

Grolley kann nicht berechnet werden, da die Aufnahmekapazität nicht bestimmt wurde.  

5. Ist eine gerechte und solidarische Verteilung der Asylsuchenden auf dem Kantonsgebiet noch 

immer ein vorrangiges Anliegen des Staatsrates? 

Der Staatsrat strebt in Bezug auf die dem Kanton zugeteilten Asylsuchenden eine gleichmässige 

Verteilung auf dem Kantonsgebiet an. Dieses Ziel ist auch heute noch gültig. Derzeit wird die Lage 

im Vivisbach- und im Seebezirk geprüft, da es dort noch keine Asylunterkunft gibt. Im Kanton 

Freiburg gibt es derzeit vier Asylunterkünfte (Saane-, Broye- und Greyerzbezirk) sowie eine 
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Notunterkunft für abgewiesene Asylbewerberinnen und -bewerber im «Foyer de la Poya» in der 

Stadt Freiburg. Infolge eines massiven Anstiegs der Asylgesuche hatte der Staatsrat im Jahr 2009 

die Eröffnung einer befristeten Asylunterkunft in Sugiez, Seebezirk, beschlossen. Diese wurde dann 

2010, wie geplant, wieder geschlossen. Aufgrund eines weiteren Anstiegs im 2011 wurde Mitte 

Februar 2012 in den Räumlichkeiten der Zivilschutzanlage Wünnewil im Sensebezirk eine 

Unterkunft eröffnet. Gegenwärtig sucht die GSD nach langfristigen Lösungen in den Bezirken 

Vivisbach, See oder Sense.  
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